
ZU Förderung der Freundschaft zwischen dem alten undRUNDBRIEF dem Gottesvolk i m Geiste der beiden Testamente

Die Parole VvVvon ochum Wiedergutmachung
la) Entfchließung des 73 eu  en Katholikentages 049 ın Bochum

ZUuUr Wiedergutmachung nationalfozialiftiicchen Unrechts

Die Arbeitsgemeinschaften des eUtiSschenNn O- daß diese Wıedergutmachung unverzüglıch durch-
likentages in um, die sıch den Beziehungen der gefuhrt werde im Interesse sowohn| der eTrTech-
deutschen Katholiken miıt den anderen Volkern und tiıgten WI1e der Verplflichteten, und Klarheit
demsa der Heimatvertriebenen wliıdmen, WUun- chaffen;
schen ZUT Verwirkliıchung der (irundrechte des daß das Wiedergutmachungsrecht auftf BundesbasısMenschen und 1m Interesse der praktischen urch-
führung des VOo vorjährigen alnzer Katholiken- vereinheitlicht werde:
Lag anerkannten Girundsatzes er Wiedergutmachung daß das richterliche TImMessen erweitert werde,
nationalsozilalistischen Nrechtis Hartetfälle vermelden

1b) Unfere Chriftenpflicht in der rage der Wiedergutmachung
nationalfozialiftiichen Unrechts

Reterat VOo. Oberregi:erungsral Oswald aul dem Ochumer Katholikentag 1940

Forderungen stellen. Hınzu kommen die Bomben-Das ema „Wiedergutmachung” 1st gerade ın der
etzten e1t 1e1 eTroTrier worden Zumeist 1st 5 geschädigten, die Währungsgeschädigten und die
eiıner charien Kritik untierzogen worden. Im Wahl- vielen anderen rennenden Probleme lenken die
kamp{f hat INa  — sıch m1%* dieser rage überhaupt N1C Vo ufmerksamkeit der offentlichen Meinung auf

sıch Beı dieser lösender praktischer Fragenbeschäftigt und 1eg auft der Hand, aiu dies
eNntiiern INa  D sSich el und manchmal auchn gerniıcht geschehen ıst DIie ahl der Wiıedergutima-

chungsberechtfigten 1st verhältnismäß1g eın un 1N- VOo  H den citt*lıchen Forderungen UNSEEeTEeTI Zeit, und
teressliert infolgedessen die arielen iıcht Man 1äDt dazu gehort ale rage der Wiedergufmachung.
sich, VOo politischen Standpunkt Aaus gesehen, gerI Insbesondere Tur den gew1lssenhaften risten, der

S1IcH auf dıe Wurzei en besinnt, 1st nachdiejenlgen Dinge angelegen Se1IN, die dıe Masse —-
naturrechtlicher Auffassung das Ekigentum ılnantiast-gehen

In denjenıgen TrTelsen, die den Wiedergutima- bar un e1Ne Anderung der Eigentumsverhältnisse
chungsverpllichteten gehören, 1s% diıe Unbeliebtheıit ist N1UTFr ach Maßgabe VOo Rechtssätzen ZU1äSs1g,
dieses J1hemas 1n Wunder. Hiler nat sich ei1ne De- die 1 Kern sıttlıch Degrundet SEIN musSsen. Ent-
Onders starke Sinnesänderung vollzogen. ahrend ziehung VOo  b igentum auch auf Tun staatliıcher
111  - allgemeın nach dem Zusammenbruch N1ıC| den Gesetze, sofern 1ese dıie CGirundsaäatze christlicher
geringsten Zweiıfel daruüuber a  e| daß INda.  n » 1010 15 verletzen SiNd fur den Tıisten 1cht Din-
nanntie arlısıerte Vermögen solche handelt dend, und besteht Uunier den Kulturvölkern dlie
5 Ssıch zume1st bei der Wiedergutmachung selbst- einhellige Auffassung, daß solche CGesetze wieder

beseltigen SINd und daraus erwachsenes nNnrecht£verständlich wlıeder herausgeben muß, nat 1er die
Beendigung der Entnazifizierung die überraschendste wleder gut macnen 1st, sobald sıch dıe politischen
Meinungsänderung herbeigeführt. Wır w1issen QauUs Verhältnisse andern, die staatlıches nrecht erzeugt
der PraxI1s, daß 1cht wenige Erwerber 1m TE 945 haben glaube, dalß WIT in dıesem Telse oll
den Geschaädigten freiwillig e1ne Wiedergutmachung darın üUbereinstimmen, daß diejenigen nationalsozlia-

iistischen Gesetze, die 21N usnahmerecht dıefur das arıslerte Vermögen angeboten haben Die-
enigen, dıe damals dIieses VermOöOgen Aaus 7Zweck- polıtısch un rassısch Verfolgten schufen, als echt
mäßigkeitsgründen wleder zurückgeben wollten, 1mM naturrechtlichen Sinne ıcht anerkannt werden
Sind eufie Cd]je nartnack1ıgsten egner 1n Wiedergut- können. S1e banden (ew1issen 1m Dritten e1C

Nnıcht un konnen 65 euie nOoch weni1ger Dbındenmachungsvefahren.
Gesetze, die Willkürakte edeuien und einen MiiBß-Es omm aber NnOoch a1n Moment hinzu und Wäal

VOo Standpunkt der Offentlichke1 Durch dıe wel- brauch der Staatsgewalt darstellen, chaffen eın
tere politische Entwicklung ist das VOo National- Recht VO Standpunkt des Christen und VOoO Stand-
sOzlalısmus begonnene Unrecht durch weıteres pun eines jeden enschen, dem och e1n CGiew1ls-
menloses nrecht Mıllıonen Vo  - Menschen SO SE  . schlägt.
SaGeN überdeckt worden. Denken S1e die große DIe Aufhebung der aus polıtischen und rassischen
Zahl der Heimatvertriebenen, die mıit dem Gewicht (Cirunden verordneten Gesetzgebung des Dritten
ıhrer Millionenzahl und AUS gutien (:runden ihre Reichs durch dıe Besatzungsmacht hatte er TÜr
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RUNDBRIEF zur Förderung der Freundschaft zwischen dem alten und 
dem neuen Gottesvolk — im Geiste der beiden Testamente 

1. Die Parole von Bochum: Wiedergutmachung 
la) Entfchließung des 73.Deuttchen Katholikentages 1949 in Bochum 

zur Wiedergutmachung nationalfozialiftifchen Unrechts 

Die Arbeitsgemeinschaften des 73. Deutschen Katho-
likentages in Bochum, die sich den Beziehungen der 
deutschen Katholiken mit den anderen Völkern und 
dem Schicksal der Heimatvertriebenen widmen, wün-
schen — zur Verwirklichung der Grundrechte des 
Menschen — und im Interesse der praktischen Durch-
führung des vom vorjährigen Mainzer Katholiken-
tag anerkannten Grundsatzes der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts: 

1. daß diese Wiedergutmachung unverzüglich durch-
geführt werde im Interesse sowohl der Berech-
tigten wie der Verpflichteten, und um Klarheit zu 
schaffen; 

2. daß das Wiedergutmachungsrecht auf Bundesbasis 
vereinheitlicht werde; 

3. daß das richterliche Ermessen erweitert werde, 
um Härtefälle zu vermeiden. 

lb) Untere Chriftenpflicht in der Frage der Wiedergutmachung 
nationalfozialiftifchen Unrechts 

Referat von Oberregierungsrat Oswald auf dem Bochumer Katholikentag 1949 

Das Thema „Wiedergutmachung" ist gerade in der 
letzten Zeit viel erörtert worden. Zumeist ist es 
einer scharfen Kritik unterzogen worden. Im Wahl-
kampf hat man sich mit dieser Frage überhaupt nicht 
beschäftigt und es liegt auf der Hand, warum dies 
nicht geschehen ist. Die Zahl der Wiedergutma-
chungsberechtigten ist verhältnismäßig klein und in-
teressiert infolgedessen die Parteien nicht. Man läßt 
sich, vom politischen Standpunkt aus gesehen, gern 
diejenigen Dinge angelegen sein, die die Masse an-
gehen. 
In denjenigen Kreisen, die zu den Wiedergutma-
chungsverpflichteten gehören, ist die Unbeliebtheit 
dieses Themas kein Wunder. Hier hat sich eine be-
sonders starke Sinnesänderung vollzogen. Während 
man allgemein nach dem Zusammenbruch nicht den 
geringsten Zweifel darüber hatte, daß man soge-
nannte arisierte Vermögen — um solche handelt 
es sich zumeist bei der Wiedergutmachung — selbst-
verständlich wieder herausgeben muß, hat hier die 
Beendigung der Entnazifizierung die überraschendste 
Meinungsänderung herbeigeführt. Wir wissen aus 
der Praxis, daß nicht wenige Erwerber im Jahre 1945 
den Geschädigten freiwillig eine Wiedergutmachung 
für das arisierte Vermögen angeboten haben. Die-
jenigen, die damals dieses Vermögen aus Zweck-
mäßigkeitsgründen wieder zurückgeben wollten, 
sind heute die hartnäckigsten Gegner in Wiedergut-
machungsverfahren. 
Es kommt aber noch ein Moment hinzu und zwar 
vom Standpunkt der Offentlichkeit. Durch die wei-
tere politische Entwicklung ist das vom National-
sozialismus begonnene Unrecht durch weiteres na-
menloses Unrecht an Millionen von Menschen sozu-
sagen überdeckt worden. Denken Sie an die große 
Zahl der Heimatvertriebenen, die mit dem Gewicht 
ihrer Millionenzahl und aus guten Gründen ihre 

Forderungen stellen. Hinzu kommen die Bomben-
geschädigten, die Währungsgeschädigten — und die 
vielen anderen brennenden Probleme lenken die 
volle Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung auf 
sich. Bei dieser Fülle zu lösender praktischer Fragen 
entfernt man sich leicht und manchmal auch gern 
von den sittlichen Forderungen unserer Zeit, und 
dazu gehört die Frage der Wiedergutmachung. 
Insbesondere für den gewissenhaften Christen, der 
sich auf die Wurzel allen Rechts besinnt, ist nach 
naturrechtlicher Auffassung das Eigentum unantast-
bar und eine Änderung der Eigentumsverhältnisse 
ist nur nach Maßgabe von Rechtssätzen zulässig, 
die im Kern sittlich begründet sein müssen. Ent-
ziehung von Eigentum auch auf Grund staatlicher 
Gesetze, — sofern diese die Grundsätze christlicher 
Ethik verletzen — sind für den Christen nicht bin-
dend, und es besteht unter den Kulturvölkern die 
einhellige Auffassung, daß solche Gesetze wieder 
zu beseitigen sind und daraus erwachsenes Unrecht 
wieder gut zu machen ist, sobald sich die politischen 
Verhältnisse ändern, die staatliches Unrecht erzeugt 
haben. Ich glaube, daß wir in diesem Kreise voll 
darin übereinstimmen, daß diejenigen nationalsozia-
listischen Gesetze, die ein Ausnahmerecht gegen die 
politisch und rassisch Verfolgten schufen, als Recht 
im naturrechtlichen Sinne nicht anerkannt werden 
können. Sie banden unser Gewissen im Dritten Reich 
nicht und können es heute noch weniger binden. 
Gesetze, die Willkürakte bedeuten und einen Miß-
brauch der Staatsgewalt darstellen, schaffen kein 
Recht vom Standpunkt des Christen und vom Stand-
punkt eines jeden Menschen, dem noch ein Gewis-
sen schlägt. 
Die Aufhebung der aus politischen und rassischen 
Gründen verordneten Gesetzgebung des Dritten 
Reichs durch die Besatzungsmacht hatte daher für 
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